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1. Gegenstand der Untersuchung 

Untersucht wird, ob eine Vermögensabgabe zur Finanzierung des Gemeinwohls im Kontext der 
Bekämpfung der multiplen Krisen und ihrer wirtschaftlichen und sozialen Folgen verfassungsge-
mäß ist, insbesondere im Hinblick auf die Klimakrise und den russischen Angriffskrieg gegen die 
Ukraine. Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG erwähnt die „einmaligen Vermögensabgaben und die zur 
Durchführung des Lastenausgleichs erhobenen Ausgleichsabgaben“ (dazu nachfolgend 2.). Eine 
darauf gestützte Vermögensabgabe des Bundes wurde in der Bundesrepublik Deutschland abgese-
hen vom Lastenausgleich zur Bewältigung der Kriegsfolgen noch nicht erhoben. Daher existiert 
auch keine Rechtsprechung des BVerfG dazu. Diskutiert wurde die Vermögensabgabe zu ver-
schiedenen Anlässen, so etwa zur Bewältigung der Wiedervereinigung, der Finanzkrise, der Eu-
rokrise, der Klimakrise und der Corona-Pandemie, zumal in den jüngeren Krisen Einigkeit be-
stand, dass der Bund den weit überwiegenden Teil der Krisenlasten finanziert. Umstritten ist, 
welche Anforderungen an den Anlass für eine einmalige Vermögensabgabe bzw. den daraus fol-
genden Finanzbedarf des Bundes zu stellen sind (dazu nachfolgend 3.). Dem schließt sich der 
Versuch einer Auslegung des Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG an (dazu nachfolgend 4.). Zum Ergebnis 
der Auslegung siehe nachfolgend 5. 

2. Verfassungsrechtlicher Rahmen für die Einführung einer Vermögensabgabe 

Der Bund kann durch Gesetz einmalige Vermögensabgaben erheben; ihr Aufkommen steht allein 
dem Bund zu (Art. 105 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG). Die alleinige Ertragskompe-
tenz des Bundes ist zwingend und kann nicht durch Gesetz abweichend geregelt werden.1 Da das 
Aufkommen allein dem Bund zusteht, ist das Gesetz zur Einführung der Vermögensabgabe ein 
Einspruchs- und kein Zustimmungsgesetz (vgl. Art. 105 Abs. 3 GG). Besteuerungsgegenstand der 
einmaligen Vermögensabgabe ist – wie bei der Vermögensteuer – das Vermögen. Neben der Be-
stimmung, dass die Vermögensabgabe „einmalig“ sein muss, enthält Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG 
keine weiteren ausdrücklichen Vorgaben für die Vermögensabgabe. 

3. Streit um Anlass und erforderlichen Finanzbedarf für die Vermögensabgabe 

Unter welchen Bedingungen eine Vermögensabgabe durch den Bund erhoben werden darf, ist 
sehr umstritten. Eine Klärung durch das BVerfG ist nicht erfolgt. Verbreitet wird die Vermögens-
abgabe als Ausnahmefall in der Finanzverfassung angesehen und daraus eine restriktive Ausle-
gung abgeleitet in dem Sinne, dass ein schwerwiegender Anlass (dazu nachfolgend 3.1. bis 3.3.), 
zumindest aber ein besonderer, außerordentlicher Finanzbedarf des Staates vorliegen müsse 
(dazu nachfolgend 3.4.). Zum Teil wird auf diese Anforderungen verzichtet (dazu nachfolgend 
3.5.). Zu den Folgen dieser Auffassungen für die untersuchte Frage siehe nachfolgend 3.6. 

                                     

1 Drüen, in: Bonner Kommentar zum GG, 212. Aktualisierung September 2021, GG Art. 106 Rn. 144. 
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3.1. Nur für Folgelasten des Zweiten Weltkriegs 

Vor allem in früheren Stellungnahmen wurde angenommen, die einmaligen Vermögensabgaben 
kämen ausschließlich zur Bewältigung der Folgen des Zweiten Weltkriegs in Betracht.2 Dabei 
wurde ein Zusammenhang zur Ausgabenverantwortung des Bundes für die Kriegsfolgelasten ge-
mäß Art. 120 GG gesehen. Nach dieser Auffassung bilden die in Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG erwähn-
ten einmaligen Vermögensabgaben und die für den Lastenausgleich erhobenen Ausgleichsabga-
ben einen einheitlichen Tatbestand. Die Vorschrift hat dann keinen Anwendungsbereich mehr. 
Die heute ganz überwiegende Meinung im Schrifttum lehnt dieses sehr enge Verständnis ab.3 

3.2. Nur für Folgelasten dem Weltkrieg vergleichbarer Ereignisse 

Verbreitet wird dennoch eine restriktive, enge Auslegung des Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG befürwor-
tet und eine dem Zweiten Weltkrieg bzw. seinen Folgen „vergleichbare Ausnahmelage“ bzw. eine 
„historische Sonderlage von vergleichbarer Tragweite“4 oder zumindest ein dem „Lastenaus-
gleich vergleichbarer“ Fall5 gefordert. Aus der Entstehung des Tatbestands und der dortigen Nen-
nung der (Lasten-)Ausgleichsabgaben ergebe sich, dass die Vermögensabgabe nur in „histori-
schen Sondersituationen“ und in dem dadurch veranlassten Umfang erhoben werden dürfe,6 bei 
„notstandsartigen, existenzgefährdenden Zuständen“7. Auf dieser Linie liegen auch di Fabio, der 
einen „völlig untypischen, die Grundlagen eines Gemeinwesens tief erschütternden, besonderen 

                                     

2 Hidien, in: Bonner Kommentar, 103. Lieferung Dezember 2002, GG Art. 106 Rn. 1427. Für di Fabio, Verfassungs-
rechtliche Zulässigkeit von Vermögensteuern und Vermögensabgaben, hrsg. von der Stiftung Familienunterneh-
men, 2022, S. 49 folgt dies bereits aus dem Wortlaut. 

3 Heintzen, in: von Münch/Kunig, 7. Aufl. 2021, GG Art. 106 Rn. 20; Schwarz, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, 7. 
Aufl. 2018, GG Art. 106 Rn. 48; Siekmann, in: Sachs GG, 9. Aufl. 2021, GG Art. 106 Rn. 6; Kment, in: Ja-
rass/Pieroth, 17. Aufl. 2022, GG Art. 106 Rn. 7; Heun, in: Dreier, Grundgesetz-Kommentar, 3. Auflage 2018, Art. 
106 Rn. 16; G. Kirchhof, StuW 2011, 189, 191; Kube, DStR-Beihefter 2013, 37, 48. 

4 Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, 96. EL November 2022, GG Art. 106 Rn. 114 ff. Ähnlich auch Drüen, in: Bonner 
Kommentar zum GG, 212. Aktualisierung September 2021, GG Art. 106 Rn. 171. In diese Richtung auch G. 
Kirchhof, StuW 2011, 189, 193; Kube, DStR-Beihefter 2013, 37, 48. 

5 Heintzen, in: von Münch/Kunig, 7. Aufl. 2021, GG Art. 106 Rn. 20. 

6 Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, 96. EL November 2022, GG Art. 106 Rn. 114. In diese Richtung tendiert offenbar 
auch der Wissenschaftliche Beirat beim BMF, Stellungnahme 03/2021 vom 17. Mai 2021, S. 13. Seer, in: 
Tipke/Lang, Steuerrecht, 24. Aufl. 2021, Rn. 16.63 verlangt eine „historische Ausnahmesituation“ und bejaht 
diese neben Lastenausgleich und Wiedervereinigung auch für die Corona-Pandemie.  

7 Kube, DStR-Beihefter 2013, 37, 49. Ähnlich auch di Fabio, Verfassungsrechtliche Zulässigkeit von Vermögen-
steuern und Vermögensabgaben, hrsg. von der Stiftung Familienunternehmen, 2022, S. 50 ff. („fiskalischer 
Staatsnotstand“), den di Fabio unter Hinweis auf die gute Bonität des Bundes ablehnt. 
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Finanzierungsbedarf“8 verlangt, und G. Kirchhof, der ein Ereignis fordert, das „in seinen außeror-
dentlichen Finanzwirkungen vermutlich nicht nochmals auftreten wird“, ein „historisch einzig-
artiges Geschehen“ in einer notstandsähnlichen Lage9.  

Offen bleibt, wie diese Anforderungen konkretisiert oder geprüft werden können. Der Verweis 
auf die historische Einzigartigkeit, die vom Gesetzgeber dargelegt und vom BVerfG überprüft wer-
den müsste, und jeder Vergleich zu den Folgen des Zweiten Weltkriegs machen die Norm prak-
tisch unanwendbar. Die staatsorganisationsrechtliche Frage der Gesetzgebungskompetenz für 
eine Steuer würde damit an Spekulationen über kriegsähnliche Lagen als historisch einzigartige 
Geschehnisse oder existenzgefährdende Zustände geknüpft werden. Diese Voraussetzungen sind 
ungeeignet. Sie aufzustellen heißt wohl, sie gleichzeitig zu verneinen. Infolgedessen hätte 
Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG praktisch keinen Anwendungsbereich mehr.10 Auch dass in der Staats-
praxis bisher Vermögensabgaben nur zur Beseitigung von Kriegslasten erhoben wurden, macht 
daraus keine normative Bedingung für künftige Vermögensabgaben.11 

3.3. Staatliche Ausnahmelage als vermeintliche Vorgabe des BVerfG 

Die unter 3.2. genannten Auffassungen stützen sich regelmäßig auch auf eine Formulierung des 
BVerfG aus der Entscheidung über die Verfassungswidrigkeit des Vermögensteuergesetzes 
(„staatliche Ausnahmelage“). Auch weitere Stellungnahmen im Schrifttum fordern – wenn auch 
gelegentlich ohne einen Vergleich zu Kriegsfolgen – eine staatliche Ausnahmelage als Vorausset-
zung für die Vermögensabgabe.12 Allerdings bestehen erhebliche Zweifel an dieser Schlussfolge-
rung aus der Vermögensteuer-Entscheidung. Denn darin befasst sich das BVerfG nicht mit den 
Voraussetzungen der Vermögensabgabe und nennt diese nicht einmal. Das in Bezug genommene 
obiter dictum in dem Beschluss aus dem Jahr 1995 über das Vermögensteuergesetz13 lautet: 

  „Unter besonderen Voraussetzungen, etwa in staatlichen Ausnahmelagen, erlaubt die Verfas-
sung auch unter den geltenden steuerrechtlichen Rahmenbedingungen einen Zugriff auf die 
Vermögenssubstanz. So konnte das Reichsopfergesetz vom 31. Dezember 1919 (RGBl II 1919 

                                     

8 Di Fabio, Verfassungsrechtliche Zulässigkeit von Vermögensteuern und Vermögensabgaben, hrsg. von der Stif-
tung Familienunternehmen, 2022, S. 50. Di Fabio stützt seine restriktive Auslegung insbesondere auf die grund-
rechtliche Gewährleistung des Eigentums durch Art. 14 GG, in diese Richtung auch Wissenschaftlicher Beirat 
beim BMF, Stellungnahme 03/2021 vom 17. Mai 2021, S. 12. Zur Abgrenzung zwischen Grundrechtsschutz und 
staatsorganisationsrechtlichen Kompetenzregeln siehe aber noch 4.4. 

9 G. Kirchhof, StuW 2011, 189, 193. 

10 Ähnlich Buschmann, ZRP 2020, 186, 187. 

11 Zutreffend Anzenberger, Die Ertrags- und Gesetzgebungskompetenzen für die Vermögensbesteuerung, Diss. 
Univ. Passau, 2015, S. 67 f. 

12 Zum Beispiel Buschmann, ZRP 2020, 186, 187. Darauf verweist auch der Wissenschaftliche Beirat beim BMF, 
Stellungnahme 03/2021 vom 17. Mai 2021, S. 12 f., der „außerordentliche Umstände“ fordert. 

13 BVerfG, Beschluss vom 22.6.1995, 2 BvL 37/91, BVerfGE 93, 121, 138 f. 
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S. 2189) zur Finanzierung der mit dem Versailler Vertrag auferlegten Lasten Vermögenssub-
stanzen in Anspruch nehmen. Ähnliches gilt für die Steuern nach dem Lastenausgleichsge-
setz vom 14. August 1952 (BGBl I S. 446).“  

In dem entsprechenden Abschnitt seines Beschlusses befasst sich das BVerfG mit den verfas-
sungsrechtlichen Schranken der Besteuerung des Vermögens. Darin betont das Gericht, dass die 
Vermögensteuer unter Beachtung des Art. 14 GG nicht in die Substanz des Eigentums eingreifen 
dürfe, vielmehr die Substanz des Vermögens (den Vermögensstamm) unberührt lassen müsse 
und aus den Sollerträgen bezahlt werden müsse, und auch der Vermögensertrag bei Zusammen-
betrachtung der Ertrag- und Vermögensteuer nur bis in die Nähe einer hälftigen Teilung besteuert 
werden dürfe (dem widersprechend das Sondervotum des Richters Böckenförde). Abschließend 
dazu betont das Gericht mit dem genannten Zitat lediglich, dass in „staatlichen Ausnahmelagen“ 
auch auf die Vermögenssubstanz zugegriffen werden könne. 

Aus diesem Zusammenhang folgt, dass das BVerfG mit dem genannten Zitat die Vermögensbe-
steuerung generell gemeint hat und folglich die Vermögensteuer und wohl auch die Vermögens-
abgabe nur in staatlichen Ausnahmelagen auf die Vermögenssubstanz zugreifen dürfen, im Übri-
gen aber als Sollertragsteuer ausgestaltet werden können. In der zitierten Passage befasst sich das 
BVerfG also mit materiell-rechtlichen Anforderungen an die Vermögensbesteuerung, nicht aber 
mit der Frage, welche (weiteren) verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Kompetenz des 
Bundes zur Erhebung einer Vermögensabgabe zu stellen sind.14 Dafür ergibt sich aus dem zitier-
ten Beschluss des BVerfG nichts, auch nicht das Erfordernis einer „staatlichen Ausnahmelage“, 
das nur bei Eingriffen in die Vermögenssubstanz als materiell-rechtliche Grenze wirkt. 

3.4. Nur bei außerordentlichem Finanzbedarf 

Die bisher dargestellten Auffassungen fordern zumeist auch einen außerordentlichen Finanzbe-
darf des Bundes, der aus dem jeweils geforderten Anlass folgt.15 Eine weniger strenge Auffassung 
verlangt nur einen besonderen, außerordentlichen Finanzbedarf des Staates, ohne zugleich einen 
besonders schwerwiegenden Anlass dafür festzulegen.16 Verlangt wird eine finanzielle Sonder-
lage, die mit den üblichen Steuereinnahmen nicht oder nur schwer bewältigt werden kann.17 

Diese Anforderung setzt die Unterscheidung zwischen dem regulären Finanzbedarf und dem au-
ßerordentlichen Finanzbedarf des Bundes voraus.18 Fraglich ist, wie dieser Unterschied geprüft 

                                     

14 So auch Anzenberger, Die Ertrags- und Gesetzgebungskompetenzen für die Vermögensbesteuerung, 2015, Diss. 
Univ. Passau, S. 64 f. 

15 Siehe etwa Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, 96. EL November 2022, GG Art. 106 Rn. 114 („außergewöhnlicher 
Sonderbedarf“ des Bundes). 

16 Wieland, Vermögensabgaben im Sinne von Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG, im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung und 
ver.di, 2012, S. 25; dem folgend Kment, in: Jarass/Pieroth, 17. Aufl. 2022, GG Art. 106 Rn. 7. 

17 Wieland, a.a.O., S. 21 f., 25. 

18 Siehe Wieland, a.a.O., S. 27. 
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werden soll. Auch in den jüngeren Krisen zeigt sich, dass der Gesetzgeber bestimmt, welcher Fi-
nanzbedarf zur Bewältigung einer Krise erforderlich ist, zum Beispiel in welchem Umfang zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie Unternehmenshilfen und Kurzarbeitergeld gewährt oder eine 
kostenlose, flächendeckende Testinfrastruktur vorgehalten wird. Der erforderliche Finanzbedarf 
entzieht sich daher einer objektiven Beurteilung.19 Der Gesetzgeber könnte selbst die Vorausset-
zungen schaffen, die für die Ausübung seiner Gesetzgebungskompetenz erforderlich sind, was 
dieser Anforderung die Wirksamkeit nimmt. Wieland will als Maßstab offenbar auf die Kriterien 
der Öffnungsklausel der Schuldenbremse zurückzugreifen (Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG).20 Danach 
muss es sich um eine Notsituation handeln, die außergewöhnlich ist, sich der Kontrolle des Staa-
tes entzieht und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigt. Einen anderen Ansatz zur 
Prüfung des Finanzbedarfs hat der Wissenschaftliche Beirat beim BMF. Er sieht die Vermögens-
abgabe als subsidiär zu den anderen in Art. 106 GG genannten Steuern an; sie dürfe erst erhoben 
werden, wenn Steuererhöhungen und Schuldenaufnahmen ausgereizt seien.21 Diese Vorausset-
zung dürfte allerdings die Erhebung einer Vermögensabgabe praktisch unmöglich machen. 

3.5. Keine besonderen Anforderungen 

Eine andere Auffassung kommt zu einer weiten Auslegung des Art. 105 Abs. 1 Nr. 6 GG. Ein-
schränkungen für die Kompetenzausübung ergeben sich danach – außer aus dem Wortlaut (Ein-
maligkeit) – nur durch das Verhältnis der Vermögensabgabe zur in Art. 106 Abs. 2 Nr. 1 GG er-
wähnten Vermögensteuer. So führt Heun aus, dass für die Erhebung einmaliger Vermögensabga-
ben lediglich Voraussetzung sei, dass es sich um Steuern handeln müsse, die nicht die Vermö-
gensteuern der Länder aushöhlten.22 Und Anzenberger kommt in ihrer Dissertation zu dem Ergeb-
nis, dass das Vorliegen einer staatlichen Ausnahmelage oder eines außerordentlichen Finanzbe-
darfs keine Bedingung dafür ist, dass der Bund seine Kompetenz zur Erhebung einer Vermögens-
abgabe ausübt.23 Lediglich aus dem Verhältnis zur Vermögensteuer ergeben sich nach dieser Auf-
fassung vergleichsweise grobe Einschränkungen (dazu noch 4.3.3.). 

3.6. Fazit: Anforderungen an die Vermögensabgabe bleiben unklar 

Ob die derzeitigen Krisenlagen (Klimakrise, Ukrainekrieg und die Folgen) die Erhebung einer 
Vermögensabgabe durch den Bund rechtfertigen, bleibt nach alledem unklar. Nach der unter 3.1. 
zitierten Auffassung ist das eindeutig nicht der Fall. Die unter 3.2. zitierten Auffassungen über 

                                     

19 Siehe auch Anzenberger, Die Ertrags- und Gesetzgebungskompetenzen für die Vermögensbesteuerung, Diss. 
Univ. Passau, 2015, S. 68. Wenig überzeugend ist zum Beispiel die Differenzierung zwischen der Finanzierung 
der Energiewende und der Folgen des Klimawandels bei Wieland, Vermögensabgaben im Sinne von Art. 106 
Abs. 1 Nr. 5 GG, im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung und ver.di, 2012, S. 34.  

20 Wieland, a.a.O., S. 29 f. Entgegengesetzt argumentiert der Wissenschaftliche Beirat beim BMF, Stellungnahme 
03/2021 vom 17. Mai 2021, S. 13, demzufolge die Möglichkeit, von der Schuldenbremse abzuweichen, gegen 
die Einführung einer Vermögensabgabe spricht. 

21 Wissenschaftlicher Beirat beim BMF, Stellungnahme 03/2021 vom 17. Mai 2021, S. 13. 

22 So Heun, in: Dreier, Grundgesetz-Kommentar, 3. Auflage 2018, Art. 106 Rn. 16. 

23 Anzenberger, Die Ertrags- und Gesetzgebungskompetenzen für die Vermögensbesteuerung, Diss. Univ. Passau, 
2015, S. 70. 
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eine restriktive Auslegung des Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG lassen sich auf diese Krisenlagen (histo-
risch einzigartige Ereignisse?) nicht sinnvoll anwenden (zur Unbestimmtheit dieser Anforderun-
gen siehe bereits unter 3.2.), würden eine existenzgefährdende Notlage bzw. dem Zweiten Welt-
krieg vergleichbare Folgen vermutlich verneinen. Ob deshalb bereits eine staatliche Ausnahme-
lage oder ein außerordentlicher Finanzbedarf bestehen, lässt sich ebenfalls kaum prüfen. Nach 
der unter 3.5. genannten Auffassung ist die Erhebung einer Vermögensabgabe dagegen zulässig. 
Im Schrifttum besteht nach alledem kein Konsens. Einschlägige Rechtsprechung dazu fehlt. Im 
Folgenden wird daher versucht, die genannten Auffassungen anhand einer Auslegung des 
Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG zu überprüfen. 

4. Auslegung des Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG 

4.1. Wortlaut 

Im Wortlaut von Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG wird weder ein besonderer Anlass für die Erhebung ei-
ner Vermögensabgabe noch eine Anforderung an den erforderlichen Finanzbedarf des Bundes 
formuliert. Klar ist der Wortlaut insofern, als Besteuerungsgegenstand (nur) das Vermögen ist. 
Als einzige Ergänzung dazu verlangt der Wortlaut, dass die Vermögensabgabe „einmalig“ ist. Hie-
raus folgt (insoweit besteht Einigkeit), dass die Vermögensabgabe – gerade auch in Abgrenzung 
zur Vermögensteuer – keine kontinuierliche fortlaufende Besteuerung darstellen darf. Allerdings 
soll der Begriff der „einmaligen Vermögensabgaben“ doppeldeutig sein. Daraus wird abgeleitet, 
dass der Anlass besonders sein muss, also einmalig im Sinne von einzigartig, außergewöhnlich 
(zu diesen Auffassungen 3.2.). Eine zweite Wortbedeutung bezieht sich nur auf die Art der Erhe-
bung in dem Sinne, dass die Abgabe nur einmal erhoben wird und nicht – wie bei der Vermögen-
steuer – kontinuierlich jährlich. In sprachlicher Hinsicht spricht mehr für die zweite Wortbedeu-
tung. Denn nach dem Verständnis der zuerst genannten Bedeutung ist nicht die Vermögensab-
gabe außergewöhnlich, sondern ihr Anlass, gemeint ist also eine „zu einem einmaligen (außerge-
wöhnlichem) Zweck erhobene Vermögensabgabe“. Die restriktive Auffassung will dennoch nicht 
auf die zweite Wortbedeutung von „einmalig“ verzichten. Folglich versteht sie „einmalig“ sogar 
in einem doppelten Sinne, nämlich als „außergewöhnlich“ und als „einmal zu erheben“, was je-
denfalls in rein sprachlicher Hinsicht den Wortlaut strapaziert. Überdehnt wird er damit wohl 
noch nicht, so dass der Wortlaut letztlich keine Klarheit schafft. 

4.2. Entstehungsgeschichte 

Art. 106 Abs. 1 GG lautete ursprünglich: 

  „Die Zölle, der Ertrag der Monopole, die Verbrauchsteuern mit Ausnahme der Biersteuer, die 
Beförderungssteuer, die Umsatzsteuer und einmaligen Zwecken dienenden Vermögensabga-
ben fließen dem Bunde zu.“ 

Die jetzige Fassung der Nr. 5 wurde durch Gesetz vom 23. Dezember 1955 geschaffen.24 Bei der 
Aufnahme des Lastenausgleichs in Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG hatte der Gesetzgeber die Kriegsfol-

                                     

24 Gesetz vom 23.12.1955, BGBl. I S. 817. 
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gen im Blick. In der ursprünglichen Fassung war die Differenzierung zwischen den Vermögens-
abgaben und den Ausgleichsabgaben nicht enthalten. Dies könnte auch erklären, warum unter 
Hinweis auf die Beratungen im Parlamentarischen Rat angenommen wird,25 für die Vermögensab-
gabe habe dieser keinen Anwendungsbereich neben dem Lastenausgleich und den Vermögen-
steuern der Länder gesehen. 

In der Begründung zum Gesetzentwurf zur Änderung und Ergänzung der Finanzverfassung vom 
29. April 1954 heißt es (zu dem damaligen geplanten Art. 106a GG):26 

  „In dieser Vorschrift sind alle Steuern zusammengefaßt, die ausschließlich dem Bund zuflie-
ßen. Der Ertrag der Finanzmonopole und die Zölle sind bereits durch Art. 106 in Verbindung 
mit Art. 107 GG endgültig dem Bund zugewiesen. […] Die Verbrauchsteuern, die einmaligen 
Vermögensabgaben und die zur Durchführung des Lastenausgleichs erhobenen Ausgleichsab-
gaben werden mit der unter Art. 106a Nr. 2 vorgesehenen Ausnahme als Steuergruppen dem 
Bund zugewiesen. Die Zuweisung erstreckt sich danach nicht nur auf die im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes erhobenen, sondern auch auf etwaige künftige Steuern und Abga-
ben der bezeichneten Art (vgl. Nr. 165). Damit ist von vornherein auch das Aufkommen künf-
tig neu einzuführender Verbrauchsteuern oder einmaliger Vermögensabgaben dem Bund zu-
gewiesen (vgl. Art. 106d), soweit es sich nicht um Steuern mit örtlich bedingtem Wirkungs-
kreis handelt.“ (Hervorhebung nur hier) 

Und weiter:27 

  „Zu Nr. 5: Die zur Durchführung des Lastenausgleichs erhobenen Lastenausgleichsabgaben 
ergeben sich aus § 3 des Lastenausgleichsgesetzes: die Vermögensabgabe, die Hypothekenge-
winnabgabe und die Kreditgewinnabgabe. Darüber hinaus fallen unter Nr. 5 auch einmalige 
Vermögensabgaben und sonstige Ausgleichsabgaben, die etwa künftig im Zuge der Ausgestal-
tung des Lastenausgleichsrechts eingeführt werden.“ (Hervorhebung nur hier) 

Die Zitate deuten darauf hin, dass der Gesetzgeber davon ausging, dass auch künftige einmalige 
Vermögensabgaben eingeführt werden können. Leider macht der Gesetzgeber sich hier nicht die 
Mühe zu begründen, warum das Aufkommen der einmaligen Vermögensabgaben dem Bund zu-
stehen soll, während er dies für die Ausgleichsabgaben und die übrigen genannten Steuerarten 
ausdrücklich begründet.28  

                                     

25 Dies betont Siekmann, in: Sachs GG, 9. Aufl. 2021, GG Art. 106 Rn. 6. Laut G. Kirchhof, StuW 2011, 189, 192 
bestand im Parlamentarischen Rat zumindest insofern Einigkeit, dass ein außerordentlicher Finanzbedarf erfor-
derlich sei. 

26 BT-Drs. II/480, Rn. 159. 

27 BT-Drs. II/480, Rn. 160. 

28 Siehe BT-Drs. II/480, Rn. 100 bis 105., darunter auch für die Ergänzungsabgabe, für die er „anderweitig nicht 
auszugleichende Bedarfsspitzen im Bundeshaushalt“ als Deckungszweck ausdrücklich benennt. 
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Letztlich sind die Gesetzesmaterialien zu der aufgeworfenen Streitfrage nicht ergiebig. Wieland 
kommt in einer ausführlichen Analyse zu dem Schluss, dass den Materialien keine spezifischen 
Voraussetzungen für die Erhebung einmaliger Vermögensabgaben zu entnehmen seien. Die Zu-
sammenfassung der einmaligen Vermögensabgaben und der Lastenausgleichsabgaben in einer 
Nummer 5 soll aber nahelegen, dass für einmalige Vermögensabgaben ein „außergewöhnlicher 
Finanzbedarf des Staates“ erforderlich sei.29 Anzenberger kommt dagegen zu dem Schluss, dass 
sich aus der Entstehungsgeschichte keine besondere Anforderung im Sinne einer staatlichen 
Ausnahmelage ergebe.30 

4.3. Systematische Auslegung 

4.3.1. Klare Unterscheidung der beiden Alternativen in Art. 105 Abs. 1 Nr. 5 GG 

In Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG sind neben den einmaligen Vermögensabgaben die „zur Durchfüh-
rung des Lastenausgleichs erhobenen Ausgleichsabgaben“ genannt. Im Schrifttum wird versucht, 
beide Abgaben zu einer einzigen Abgabeart zu verschmelzen, indem verlangt wird, auch die Ver-
mögensabgaben dürften nur zur Beseitigung von Folgelasten des Zweiten Weltkriegs (siehe 3.1.) 
oder zumindest für vergleichbare Folgelasten (siehe 3.2.) erhoben werden. Systematische Argu-
mente lassen sich für diese Merkmalsübertragung von der zweiten auf die erste Alternative des 
Art. 105 Abs. 1 Nr. 6 GG indes nicht anführen. Dass beide Alternativen in derselben Nummer 5 
gefasst und sprachlich klar abgegrenzt sind, spricht für das Gegenteil. Der Vergleich zwischen 
den beiden Alternativen ergibt nur Folgendes: Der Verfassungsgesetzgeber hat nur die zweite Al-
ternative mit einer Zweckbindung versehen („zur Durchführung des Lastenausgleichs“). Bei der 
ersten Alternative fehlt diese Zweckbindung. Insofern ist die erste Alternative offen gefasst. In 
anderer Hinsicht ist die erste Alternative enger gefasst, weil sie nur Vermögen als Besteuerungs-
gegenstand zulässt. Sie ist auch insofern enger gefasst, als sie nur eine einmalige Abgabe zulässt. 

4.3.2. Keine Merkmalsübertragung zwischen den beiden Alternativen 

Somit ergeben sich zwischen beiden Alternativen klare Unterschiede, die auch im Wortlaut zum 
Ausdruck kommen. Eine Zusammenschau der beiden Alternativen würde diese Unterschiede 
verwischen. Es gibt daher keine aus der Nummer 5 folgenden systematischen Argumente dafür, 
dass der Anlass bzw. Zweck der ersten Alternative dem Kriegsfolgenlastenausgleich entsprechen 
oder vergleichbar sein muss. Allein aus dem Umstand, dass beide Alternativen in derselben 
Nummer in Art. 106 Abs. 1 GG aufgeführt sind, kann nichts anderes abgeleitet werden. Denn da-
bei dürfte es sich um eine Aufzählung handeln, wie sie auch in den anderen Nummern in 
Art. 106 Abs. 1 GG üblich ist, um die Ertrags- und über Art. 105 GG auch die Gesetzgebungskom-
petenzen des Bundes für die aufgezählten Steuern festzulegen. 

                                     

29 Wieland, Vermögensabgaben im Sinne von Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG, im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung und 
ver.di, 2012, S. 24; so auch G. Kirchhof, StuW 2011, 189, 192 f., der der Änderung im Jahr 1955 keine grundle-
gende Bedeutung zumisst. 

30 Anzenberger, Die Ertrags- und Gesetzgebungskompetenzen für die Vermögensbesteuerung, Diss. Univ. Passau, 
2015, S. 66. 
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4.3.3. Verhältnis zur Vermögensteuer 

Für die Auslegung bedeutsam ist aber das Verhältnis zur Vermögensteuer. Die Vermögensabgabe 
ist von der in Art. 106 Abs. 2 Nr. 1 GG genannten Vermögensteuer zu trennen. Denn die Ertrags-
hoheit ist unterschiedlich. Beide Steuern haben den gleichen Besteuerungsgegenstand, nämlich 
das Vermögen. Zwischen beiden existiert daher kein begrifflicher Unterschied.31 Der Unterschied 
liegt allein darin, dass die Vermögensabgabe „einmalig“ sein muss, also nur einmal und nicht 
wie die Vermögensteuer kontinuierlich für jeden Veranlagungszeitraum erhoben werden darf. 
Unzulässig ist daher der Versuch, durch wiederholte Erhebung einer Vermögensabgabe kontinu-
ierlichen Zugriff auf Vermögen zu nehmen.  

Aus der Einmaligkeit der Vermögensabgabe (siehe dazu bereits 4.1.) und der systematischen Ab-
grenzung zur Vermögensteuer als (potentielles) dauerhaftes Finanzierungsinstrument der Länder 
wird daher gefolgert, dass zur Unterscheidung beider Steuern ein außerordentlicher Finanzbedarf 
des Bundes vorliegen muss, der Anlass für eine nicht regelmäßige, nicht dauerhafte Steuer sein 
kann (siehe 3.4.).32 Nach anderer Auffassung (siehe 3.5.) ergibt sich aus dem Grundsatz der Bun-
destreue und der Rücksichtnahme auf die Länder lediglich die Ableitung, dass der Bund durch 
eine Vermögensabgabe die Erhebung der Vermögensteuer zugunsten der Länder nicht miss-
bräuchlich unmöglich macht.33  

Die hier angestellten systematischen Erwägungen sprechen eher für diese weite Auffassung, so 
dass sich über diese Mindestanforderung hinaus keine anderen Vorgaben für die Auslegung des 
Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG ergeben. Dies gilt auch für die auf systematische Argumente gestützte 
Auffassung, die Kriterien der Öffnungsklausel der Schuldenbremse anzuwenden (siehe 3.4.). Dies 
vermag nur zu helfen, wenn überhaupt ein außerordentlicher Finanzbedarf als Voraussetzung für 
die Vermögensabgabe nötig ist, wofür systematische Argumente nicht sprechen. Allein aus der 
Parallelität der Regelungen zur Vermögensabgabe und zur Schuldenbremse in der Finanzverfas-
sung ergibt sich nichts.34 

4.4. Teleologische Auslegung 

Der Zweck des Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG liegt in der Festlegung der Ertragskompetenz und der Ge-
setzgebungskompetenz für die einmalige Vermögensabgabe. Diese muss zur Unterscheidung der 
Kompetenzen von Bund und Ländern im föderalen Staat eindeutig sein. Um diesen Zweck nicht 
zu beeinträchtigen, muss eine Abgrenzung der Vermögensabgabe zur Vermögensteuer erfolgen 
(siehe 4.3.3.). Maßgaben für eine weite oder restriktive Auslegung des Begriffs der einmaligen 

                                     

31 Drüen, in: Bonner Kommentar zum GG, 212. Aktualisierung September 2021, GG Art. 106 Rn. 172. 

32 Wieland, Vermögensabgaben im Sinne von Art. 106 Abs. 1 Nr. 5 GG, im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung und 
ver.di, 2012, S. 25, 33 f. 

33 Anzenberger, Die Ertrags- und Gesetzgebungskompetenzen für die Vermögensbesteuerung, Diss. Univ. Passau, 
2015, S. 72. 

34 Gerade das Gegenteil schlussfolgert daher der Wissenschaftliche Beirat beim BMF, Stellungnahme 03/2021 vom 
17. Mai 2021, S. 13. 
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Vermögensabgaben folgen daraus im Übrigen nicht. Die staatsorganisationsrechtliche Frage der 
Kompetenzzuordnung ist dabei von etwaigen materiell-rechtlichen Anforderungen an die Ausge-
staltung einer Steuer bzw. der Vermögensabgabe, insbesondere ihre Vereinbarkeit mit den Grund-
rechten, zu trennen. Art. 106 ist eine Regelung des Staatsorganisationsrechts. Sie trifft über die 
Vereinbarkeit einer Steuer mit Grundrechten keine Aussage.35 

5. Ergebnis der Auslegung 

Nach dem Grundgesetz hat der Bund die Kompetenz zur Gesetzgebung über einmalige Vermö-
gensabgaben. Weder aus der grammatischen, systematischen, historischen noch teleologischen 
Auslegung lassen sich zwingende Argumente für eine restriktive Auslegung des Art. 106 Abs. 1 
Nr. 5 GG in dem Sinne herleiten, dass ein besonders schwerwiegender Anlass dafür bestehen 
muss. Aber auch ein außerordentlicher Finanzbedarf lässt sich aus der Auslegung nicht mit hin-
reichender Sicherheit ableiten. Solche Voraussetzungen lassen sich im Übrigen auch nicht sinn-
voll überprüfen. Zusammengefasst verbleiben die folgenden Voraussetzungen für die Erhebung 
einer einmaligen Vermögensabgabe durch den Bund:36 

– Die Vermögensabgabe erfüllt den Steuerbegriff.37 

– Die Vermögensabgabe wird einmalig erhoben, also nicht regelmäßig. 

– Die Vermögensabgabe wird durch den Bund nicht missbräuchlich zulasten der Erhebung 
der Vermögensteuer erhoben. Allerdings existiert derzeit kein Konkurrenzverhältnis, so-
lange die Vermögensteuer nicht erhoben wird.38 

Die Entscheidung, welcher Anlass für die Erhebung in Betracht kommt und ob der jeweilige Fi-
nanzbedarf die Erhebung rechtfertigt, muss daher – wie bei Steuern generell – dem Gesetzgeber 
überlassen bleiben. Auf der Grundlage dieser Auslegung können auch die Folgelasten der Klima-
krise oder des Krieges gegen die Ukraine nach der Einschätzung des Gesetzgebers ein tauglicher 
Anlass für die einmalige Erhebung einer Vermögensabgabe sein. Dabei ist jedoch zu bedenken, 
dass keine Klärung durch das BVerfG besteht und große Teile des Schrifttums eine deutlich 

                                     

35 Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 24. Aufl. 2021, Rn. 2.6; siehe auch Anzenberger, Die Ertrags- und Gesetzge-
bungskompetenzen für die Vermögensbesteuerung, Diss. Univ. Passau, 2015, S. 70. Demgegenüber will di Fabio, 
Verfassungsrechtliche Zulässigkeit von Vermögensteuern und Vermögensabgaben, hrsg. von der Stiftung Fami-
lienunternehmen, 2022, S. 48 f., 51 f., den Ausnahmecharakter der Vermögensabgabe vor allem aus grundrecht-
lichen Erwägungen des Eigentumsschutzes ableiten. 

36 Vgl. auch Anzenberger, Die Ertrags- und Gesetzgebungskompetenzen für die Vermögensbesteuerung, Diss. Univ. 
Passau, 2015, S. 76. 

37 Nur wenn die einmalige Vermögensabgabe als Steuer ausgestaltet ist, lässt sie sich auf die Kompetenzgrundlage 
des Art. 105 Abs. 1 Nr. 5 GG stützen (Siekmann, in: Sachs GG, 9. Aufl. 2021, GG Art. 106 Rn. 6; Heintzen, in: 
von Münch/Kunig, 7. Aufl. 2021, GG Art. 106 Rn. 20). Die einmalige Vermögensabgabe muss also die Merkmale 
des Steuerbegriffs erfüllen. Die Definition in § 3 Abs. 1 AO stimmt grundsätzlich mit dem verfassungsrechtli-
chen Steuerbegriff überein. Ob es sich um laufende oder einmalige Geldleistungen handelt, macht danach kei-
nen Unterschied. Die formale Bezeichnung ist unerheblich. 

38 Siehe Drüen, in: Bonner Kommentar zum GG, 212. Aktualisierung September 2021, GG Art. 106 Rn. 172. 
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strengere Auffassung vertreten, deren Anwendung mit erheblichen Rechtsunsicherheiten verbun-
den ist, wobei die Vertreter der strengen Auslegung auf der Grundlage ihrer Kriterien (siehe 3.2. 
und 3.6.) vermutlich zur Verfassungswidrigkeit der so begründeten Vermögensabgabe gelangen 
würden. 

Neben dieser Kompetenzfrage sind weitere verfassungsrechtliche Anforderungen außerhalb der 
Finanzverfassung an die Besteuerung von Vermögen zu beachten. Einmalige Vermögensabgaben 
müssen mit den Grundrechten, insbesondere mit dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 
Abs. 1 GG, vereinbar sein, der eine gleichheitsgerechte Erfassung und Belastung des steuerpflich-
tigen Vermögens verlangt. Das Problem der Bewertungsgleichheit besteht auch bei der Grund-
steuer und bei der Erbschaftsteuer. Bei der Vermögensabgabe stellt sich das Bewertungsproblem 
aufgrund der Einmaligkeit der Abgabe zwar weniger stark, eher vergleichbar zur Erbschafts-
teuer.39 Außerdem sind die Anforderungen eigentumsschonender Besteuerung gemäß Art. 14 GG 
zu beachten.40 Schließlich ist noch zu ergänzen, dass die einmalige Vermögensabgabe als Zweck-
steuer41 ausgestaltet werden kann, ohne dass dies zwingend geboten ist.42 Es wird allerdings als 
sinnvoll empfohlen.43  

*** 

                                     

39 Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 24. Aufl. 2021, Rn. 16.63. 

40 Siehe zu beidem Seer, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, 24. Aufl. 2021, Rn. 16.63. 

41 Die ausdrückliche gesetzliche Zweckbindung einer Steuer ist verfassungsrechtlich grundsätzlich unbedenklich, 
solange sich die Zweckbindung nur auf einen kleineren Teil der staatlichen Einnahmen bezieht, der ganz über-
wiegende Teil aber ungebunden bleibt (siehe BVerfG, Beschluss vom 7.11.1995, 2 BvR 413/88 u.a., NVwZ 1996, 
469 (472); BVerfG, Urteil vom 20.4.2004, 1 BvR 1748/99, 905/00, NVwZ 2004, 846 (848)). Danach ist die Zweck-
bindung der Vermögensabgabe nicht problematisch. 

42 Seiler, in: Dürig/Herzog/Scholz, 96. EL November 2022, GG Art. 106 Rn. 115; a.A. G. Kirchhof, StuW 2011, 189, 
193; Buschmann, ZRP 2020, 186, 188. 

43 Drüen, in: Bonner Kommentar zum GG, 212. Aktualisierung September 2021, GG Art. 106 Rn. 171. 
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